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Schriftlicher Bericht 

des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 2. März 1960 über die Auf- 
stellung eines Teils des Gemeinsamen Zolltarifs betreffend die 
Waren der Liste G in Anhang I des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

— Drucksache 2276 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bucerius 


Der Gesetzentwurf wurde in der 136. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 14. Dezember 1960 an 
den Außenhandelsausschuß überwiesen, der ihn am 
15. Dezember 1960 behandelte, sich der Begründung 
der Bundesregierung anschloß und dem Gesetzent- 
wurf zustimmte. 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Zustimmung des 
Bundestages zu dem am 2. März 1960 zwischen den 
Mitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft geschlossenen Abkommen über die Zollsätze 
der Liste G des Rom- Vertrages erbeten. In dem 
Abkommen haben sich die Mitgliedstaaten geeinigt 
über die Hohe derjenigen Zollsätze des Gemeinsa- 
men Zolltarifs der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (den sogenannten Außenzoll), deren Fest- 
setzung wegen der unterschiedlichen Interessen- 
lage der Mitglieder bereits bei Abschluß des Rom- 
Vertrages als schwierig erkennbar war. Die ent- 
sprechenden Waren wurden daher bei Vertrags- 
schluß aus der allgemeinen Regelung — Festsetzung 
der Zollsätze nach dem arithmetischen Mittel der 
nationalen Zolltarife der Mitglieder — ausgenom- 
men und im Anhang I zum Rom-Vertrag in der 
Liste G zusammengefaßt. In Artikel 20 des Rom- 
Vertrages wird bestimmt, daß die Zollsätze für diese 
Waren im Verhandlungswege festzusetzen sind. Das 
Ergebnis dieser Verhandlungen ist das am 2. März 
1960 Unterzeichnete Abkommen; es setzt — mit 
Ausnahme der Mineralölprodukte, über deren Zoll- 
sätze noch keine Einigung erzielt werden konnte 
— die Zollsätze für alle Waren der Liste G fest. 


Die meisten dieser Zollsätze liegen unter dem 
arithmetischen Mittel der nationalen Tarife. Eini- 
gung war in vielen Fällen nur durch Kompromisse 
möglich, insbesondere dadurch, daß einzelnen oder 
allen Mitgliedstaaten Zollkontingente eingeräumt 
wurden, die eine zollfreie oder zollermäßigte Ein- 
fuhr zur Deckung des eigenen Bedarfs ermöglichen. 

Die Bundesrepublik erhält auf Grund der Proto- 
kolle V, VI, VII, IX, X, XI, XII, XIII, XIV und 
XV zum Abkommen vom 2. März 1960 für alle Wa- 
ren der Liste G, bei denen sie an einem niedrige- 
ren Zollsatz oder an zollfreier Einfuhr interessiert 
ist, Zollkontingente, soweit in der Liste G höhere 
Zollsätze enthalten sind. Es handelt sich um fol- 
gende Waren: Tropenholz, Korkwaren, Halbstoffe, 
Seidengarne, bestimmte Glaswaren, Ferrosilizium- 
mangan, Rohaluminium, Bearbeitungsabfälle aus 
Aluminium, Rohmagnesium, Rohblei, Rohzink; die 
Bundesregierung hat in der Schlußakte zu dem Ab- 
kommen erklärt, darüber hinaus Zollkontingente für 
Fische, Wein und Naturkork erhalten zu wollen. 

Bei den übrigen Waren der Liste G sind die 
Zollsätze zum großen Teil in etwa gleicher Höhe 
wie im bisher geltenden deutschen Außentarif fest- 
gesetzt; diese Zollsätze entsprechen den deutschen 
Vorstellungen (z. B. roher Schwefel, Blei- und Zink- 
erze, synthetischer Kautschuk — Zollsätze: 0 % — , 
Sulfitzellstoff — Zollsatz: 6 %). Soweit Zollerhöhun- 
gen eintreten, ist entweder die Bundesrepublik nicht 
von den Einfuhren aus Drittländern abhängig oder 
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die Erhöhung ist für die Kosten der Weiterver- 
arbeitung von untergeordneter Bedeutung (z. B. 
Kolbenverbrennungsmotoren, Teile und Zubehöre 
für Kraftfahrzeuge). Die in der Anlage zum Abkom- 
men nachrichtlich abgedruckten früheren deutschen 
Zollsätze zeigen die Entwicklung der jeweiligen 
Zollpositionen. 


Soweit die Agrarwaren der Liste G im Anhang II 
zum Rom-Vertrag enthalten sind, treten Zollände- 
rungen gegenüber Drittländern auf Grund des Be- 
schleunigungsbeschlusses vom 12. Mai 1960 am 
1. Januar 1961 nicht ein; sie werden erst zum 1. Ja- 
nuar 1962 nach den Regeln des Rom-Vertrages vor- 
genommen. 


Bonn, den 18. Januar 1961 


Dr. Bucerius 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2276 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 18. Januar 1961 

Der Außenhandelsausschuß 


Dr. Serres 

Vorsitzender 


Dr. Bucerius 

Berichterstatter 



